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zu beenden; und in Zu-
kunft müssen alle Ener-
gieoptionen gleich behan-
delt werden, auf der Basis
einer vollen Hereinnahme
aller damit verbundenen
Kosten.

2. Der Konvent möge daher
auch der nächsten Konfe-
renz auf Regierungsebene
vorschlagen, den Eura-
tomvertrag in seiner ge-
genwärtigen Form zu be-
enden und die Angelegen-
heiten der Kernenergie
entweder auf der Ebene
allgemeiner Verträge oder
in der neuen Verfassung
mitzubehandeln.

3. Jedes neue, geänderte oder
bekräftigte europäische
Übereinkommen zum
Kernenergiesektor darf nur
von der Gesundheit und
Sicherheit der Öffentlich-
keit, dem Schutz der Um-
welt und der materiellen
Sicherheit nuklearer Stoffe
ausgehen.

4. Die neue europäische Ver-
fassungslösung muß ga-
rantieren, daß alle sich auf
Energiefragen beziehen-
den Entscheidungen unter
dem Prinzip demokrati-
scher Offenlegung und
Kontrolle stehen, insbe-
sondere durch Mitent-
scheidungen des Europa-
parlaments und eine öf-
fentliche Kontrolle durch
offene, transparente und
rechtzeitige Zugänglich-
keit zu Informationen und
Verfahren.

5. Jede neue revidierte oder
bekräftigte europäische
Übereinkunft zum Ener-
giesektor muß das Prinzip
der nachhaltigen Ent-
wicklung als Gesamtziel
beinhalten und deshalb be-
sonderes Augenmerk auf
effizienten Energieeinsatz
und erneuerbare Energie-
quellen legen.

6. Bis die vorstehenden Ver-
änderung Platz gegriffen
haben, muß die Europäi-
sche Kommission alle
Vorschläge stoppen, die
darauf abzielen, neue und

verstärkte Regulierungs-
macht an Euratom zu ge-
ben.

(Übersetzung aus dem Englischen
von Annette Hack)

Diesen Aufruf haben, neben
dem Initiator Friends of the
Earth unter anderem auch
unterzeichnet die Internatio-
nalen Ärzte für die Verhütung
des Atomkrieges (IPPNW),
der Deutsche Verband für
Tschernobyl-Hilfe (DVTH),
die Gesellschaft für Strahlen-
schutz (GSS) und Greenpeace
international.
Weitere Informationen unter
http://www.foeeurope.org

Kommentar
In diesen Wochen gibt es Be-
wegung um EURATOM, die-
se alte graue Institution, die
jahrzehntelang von der Öf-
fentlichkeit nahezu unbemerkt
und vom Europäischen Parla-
ment unkontrolliert den Aus-
bau der Kernenergienutzung
in Westeuropa politisch, fi-
nanziell und logistisch geför-
dert hat. EURATOM hat an
vielen Stellen maßgeblich die
Entscheidungen der westeuro-
päischen Staaten beeinflußt,
ohne viel darüber zu diskutie-
ren. Ein Beispiel stellt die
Beeinflussung der nationalen
Strahlenschutzverordnungen
durch EURATOM-Richtlinien
dar. Wir haben im Strahlente-
lex ausführlich über die
Schwächen der neuen deut-
schen Strahlenschutzverord-
nung berichtet. Entscheidende
Probleme der Strahlenschutz-
verordnung gehen auf die
widerstandslose Übernahme
von EURATOM-Texten und
EURATOM-Tabellenwerken
zurück. Es ist tatsächlich
schwer, herauszubekommen,
welche Personen EURATOM
verkörpern. Wer arbeitet dort,
wer hat die grauen Damen und
Herren zu EURATOM ge-
schickt, haben sie irgendein
nationales Mandat? Sind es
Vertreter der nationalen
Atomwirtschaftsstrukturen?

In der kontroversen Diskus-
sion um die neue deutsche
Strahlenschutzverordnung gab

es harte Angriffe auf die Ent-
würfe des Umweltministeri-
ums. Das Ministerium verwies
dann gerne auf die EURA-
TOM-Richtlinie im Hinter-
grund als Begründung für eine
Verschlechterung des Strah-
lenschutzes. Wer weshalb in
wessen Auftrag die Richtlinie
zu verantworten hatte, wurde
niemals Gegenstand der De-
batte. Auf diese völlig intrans-
parente und undemokratische
Weise wurden zahllose voll-
endete Tatsachen im Bereich
nationaler Gesetze und Ver-
ordnungen geschaffen, für die
die eigentlich verantwortli-
chen nationalen Politiker sich
die Hände in Unschuld wa-
schen.
Es ist sehr erfreulich, daß –
allerdings viel zu spät – die
kritischen Verbände auf die
Schlüsselstellung von EURA-
TOM aufmerksam wurden
und nun versuchen, im Kon-
text der entstehenden Europä-
ischen Verfassung eine Ent-
machtung von EURATOM
anzuregen.
Unabhängig von der vorste-

Die Genehmigung zur Erwei-
terung der Urananreiche-
rungsanlage (UAA) Gronau
steht bevor. Die Anlage soll
von bisher 1.800 Tonnen
Urantrennarbeit (UTA) pro
Jahr auf 4.500 Tonnen pro
Jahr erweitert werden und so
800 Tonnen angereichertes
Uran produzieren. Beantragt
ist außerdem die Neuerrich-
tung eines „Zwischen“-Lagers
für 60.000 Tonnen Uranoxid.
Die Erweiterung ist die
Grundlage für einen Ausbau
der Atomenergiegewinnung
auch im europäischen Rahmen
und soll der Versorgung von

hend dokumentierten Initiative
der über 100 Verbände gibt es
einen verwandten Beitrag von
drei stellvertretenden Mitglie-
dern des Verfassungs-Kon-
vents der EU: Marie Nagy,
Renée Wagner und Neil
McCormick: „Die Zukunft des
Euratom-Vertrages im Rah-
men der Europäischen Verfas-
sung“ (CONV 563/03). In
diesem Papier werden wesent-
liche Mängel von EURATOM
klar angesprochen und Ände-
rungsvorschläge im Detail for-
muliert. Bedauerlicherweise
halten sich die beiden einzigen
grünen Mitglieder des
Konvents, Joschka Fischer
und Johannes Voggenhuber,
aus der Attacke auf EURA-
TOM völlig heraus. In Anbe-
tracht der bevorstehenden Er-
weiterung der Europäischen
Union und der eher atom-
freundlichen Haltung der Zu-
gänge wäre es jetzt wirklich
wichtig, den Atomausstieg in
den Europäischen Verträgen
zu verankern – wenn man ihn
denn überhaupt ernst meint. 

S.Pf. l

Atomwirtschaft

Die Urananreicherungsanlage
Gronau soll erweitert werden
Gronau steht außerhalb des Atomkonsens. Der AKU
bittet um Beteiligung bei den Einwendungen.

circa 35 Atomkraftwerken
statt bisher 15 dienen. Sie
steht damit im Gegensatz zu
dem von den rot-grünen Re-
gierungsparteien im „Atom-
konsens“ behaupteten Aus-
stieg aus der Atomenergie.
Die Einwendungsfrist läuft
noch bis zum 26. März 2003.
Der Erörterungstermin soll
dann im Herbst 2003 stattfin-
den.

Während deutsche Atom-
kraftwerke angeblich ein
Auslaufmodell sein sollen,
expandiert die einzige deut-
sche Urananreicherungsanlage

http://www.foeeurope.org
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und Gronau entwickelt sich zu
einer „Drehscheibe des inter-
nationalen Urangeschäfts“,
beklagt man im örtlichen Ar-
beitskreis Umwelt (AKU), der
beharrlich, überregional aber
kaum beachtet, dagegen prote-
stiert. Am 2. März 2003 ver-
sammelten sich die Atomgeg-
ner zum mittlerweile 200. Mal
zu ihrem traditionellen Sonn-
tagsspaziergang.

Während Bundesumweltmini-
ster Trittin (Grüne) behauptet,
Atomtransporte würden dank
Zwischenlager ab 2005 prak-
tisch überflüssig, fänden mehr
Uran-Transporte denn je von
und nach Gronau statt, kriti-
siert der AKU.

Solche Ansichten stoßen im
Bundesumweltministerium
auf Unverständnis. Rechtlich
gesehen falle die Urananrei-
cherungsanlage gar nicht unter
den gesetzlich verankerten
Atomkonsens. Nur 20 Prozent
des dort angereicherten Urans
seien schließlich für deutsche
Atomkraftwerke bestimmt.
Und außerdem sei der Bund
gar nicht zuständig, die Ge-
nehmigung für den Ausbau
von Gronau erteile das Land
Nordrhein-Westfalen.

Der Anlagenbetreiber Urenco,
ein britisch-deutsch-nieder-
ländisches Konsortium, an
dem RWE und Eon beteiligt
sind, will für den Ausbau von

Gronau 800 Millionen Euro
investieren. Das rentiere sich,
weil sich Urenco nach eigener
Aussage auf dem Weltmarkt
trotz Verdrängungswettbe-
werbs immer besser behaup-
tet. Man arbeite in Gronau mit
dem Zentrifugenverfahren,
das bei der Urananreicherung
nur ein Sechzigstel des Stroms
benötige, den die Konkurren-
ten in Frankreich und den
USA mit dem Diffusionsver-
fahren verbrauchen.

Dabei wird Uran-238 abge-
trennt und der Anteil an Uran-
235 von 0,7 Prozent im Na-
tururan in mehreren Stufen auf
3 bis 5 Prozent erhöht. Den in
Gronau entstehenden Uran-

Müll läßt Urenco nach Ruß-
land schaffen, was weitere
Transporte nötig macht. Um
diese zu verringern wünscht
sich Urenco ein neues Zwi-
schenlager.

Informationen sind beim Arbeits-
kreis Umwelt (AKU) Gronau er-
hältlich, ebenfalls vorgefertigte
Einwendungssammellisten: AKU
-Gronau, Siedlerweg 7, 48599
Gronau, ( 02562- 23125, email:
info@aku-gronau.de, homepage:
www.aku-gronau.de. Eine weitere
Einwendungsliste der nordrhein-
westfälischen Naturschutzver-
bände ist zu erhalten unter www.
bund-nrw.de/atom-gronau.htm l

Als langjähriger Leser des
Strahlentelex und Nachbar des
Hamburger Synchro-Strah-
lungslabors möchte ich mich
kurz zum Beitrag von Prof.
Reinhard Brandt über den
Aufbau des BESSY 1a Elek-
tronen-Synchrotrons in Jorda-
nien äußern. Ich halte die von
R. Brandt mitgeteilten Be-
fürchtungen, daß BESSY 1a
zum Erbrüten von Plutonium
mißbraucht werden könnte,
für ziemlich übertrieben.

Zum Erbrüten eigenen sich
viel eher streng abgeriegelte
Atomreaktoren wie der in Di-
mona oder anderswo.

Der Aufbau eines Neutronen-

strahls an einem 2 GeV-Elek-
tronenbeschleuniger läßt sich
topologisch aus der Geometrie
der Abschirmungen leicht er-
kennen. Ich kann mir schwer
vorstellen, daß so etwas in ei-
nem offenen multinationalen
Labor, das von Israelis mitge-
nutzt wird, verborgen bleibt.

Sollte dort aber ein Neutro-
nenstrahl für Materialfor-
schungszwecke als Teil des
offiziellen Forschungspro-
grammes installiert werden, so
kann der mögliche Mißbrauch
zum Erbrüten von Plutonium
z. B. auch durch Inspektionen
der IAEA festgestellt und da-
mit abgeschreckt werden.

Insgesamt sind die Prolifera-
tionsrisiken durch Weiterver-
breitung von ziviler Reaktor-
technologie und den ver-
gleichsweise lückenhaften
Schutz russischer und sonsti-
ger Bestände an Spaltmaterial
um ein Vielfaches größer.

Prof. Dr. Hartwig Spitzer
Universität Hamburg, Institut für

Experimantalphysik, Arbeits-
gruppe für Naturwissenschaft und

Internationale Sicherheit (CEN-
SIS) in der Universität Hamburg

Kommentar
Der Leserbrief von Herrn Pro-
fessor Spitzer ist sehr instruk-
tiv. Dem ausgewiesenen Fach-
mann für Experimentalphysik
kann ich auf der technischen
Ebene nur zustimmen:
 Natürlich produziert der

„streng abgeriegelte Atom-
reaktor DIMONA“ sehr
viel mehr Plutonium als
BESSY 1a jemals können
wird. Aber BESSY 1a
kann eben auch Plutonium
produzieren – und zwar
mehr als „nur ein paar
Atome“, wie erstaunli-
cherweise und völlig
falsch in Deutschland pu-
bliziert wird. Es ist inter-
essant, daß der d e u t -
s c h e Physiker von allen
derartigen Atomreaktoren
auf der Erde jenen zitiert,
der in I s r a e l steht.

 Natürlich kann man mit
dem 2,5 GeV Elektronen-
beschleuniger (der 90 Pro-
zent der Realzeit sowieso
müßig umhersteht!) einen
„Neutronenstrahl für Ma-
terialforschungszwecke als
Teil des offiziellen For-
schungsprogrammes“ in-
stallieren. Daran läßt sich
allerlei lernen.

Der Fachmann für „Interna-
tionale Sicherheit“ darf natür-
lich feststellen, daß die „Be-
fürchtungen, daß BESSY 1a
zum Erbrüten von Plutonium
mißbraucht werden könnte,
ziemlich übertrieben sind“.
Aber die Frage muß doch er-
laubt sein, was die unmittelbar
betroffenen israelischen Kol-
legen in Jerusalem davon hal-
ten. Die haben sich sehr ein-
deutig geäußert, wie in der is-
raelischen Tageszeitung Haa-
retz nachzulesen ist. Man
sprach dort sehr deutlich über
„OSIRAK“. Da sollte man
sich wohl überlegen dürfen,
ob 8 Millionen Euro unserer
europäischen Steuergelder für
den Aufbau von BESSY 1a in
Sichtweite der Zinnen der
dreifach Heiligen Stadt Jeru-
salem sehr sinnvoll investiert
sein werden.

Prof. Dr. Reinhard Brandt,
i.R.

Kernchemie, Philipps Universität,
Marburg l

Lesermeinung

„Bessy“ gegen „Dimona“
Das Berliner Elektronensynchrotron „BESSY“, in Jorda-
nien mit 340-fach verbesserter Leistung als „BESSY 1a“
wieder aufgebaut, könnte das Schicksal des Reaktors
„OSIRIS“ in Bagdad erleiden. In der vorigen Ausgabe des
Strahlentelex (Nr. 386-387 vom 06.02.2003, S. 1+2) hatte
Dr. Reinhard Brandt, Professor i. R. für Kernchemie an
der Philipps-Universität Marburg, davor gewarnt. „OSIRIS“
(„OSIRAK“) war seinerzeit kurz vor Fertigstellung von Is-
rael zerstört worden. Auch mit „BESSY“ läßt sich Pluto-
nium zum Bombenbau produzieren. Professor Dr. Hartwig
Spitzer vom Institut für Experimentalphysik und der Ar-
beitsgruppe für Naturwissenschaft und Internationale Si-
cherheit (CENSIS) in der Universität Hamburg, hält solche
Befürchtungen für übertrieben. Brandt sieht seine Beden-
ken durch die Ausführungen von Spitzer bestätigt.


